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Sehr geehrte Mandantin, 

sehr geehrter Mandant, 

das Bundesfinanzministerium hat den Referentenent-

wurf eines Gesetzes zur weiteren steuerlichen Förde-

rung der Elektromobilität und zur Änderung weiterer 

steuerlicher Vorschriften veröffentlicht. Wir fassen die 

geplanten Maßnahmen für Sie zusammen, die lohn-

steuerlich relevant sind. Darüber hinaus berichten wir 

über zwei wichtige Entscheidungen zur doppelten 

Haushaltsführung. Im Steuertipp geht es um die Be-

rücksichtigung von Aufwendungen für ein Abonnement 

des Pay-TV-Senders „Sky“ als Werbungskosten bei 

den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit. 

GESETZGEBUNG 

Welche lohnsteuerrelevanten Rechtsänderungen 
sind geplant? 

Im Gesetzentwurf zur weiteren steuerlichen Förderung 

der Elektromobilität und zur Änderung weiterer steuer-

licher Vorschriften sind ab 2020 folgende für Arbeitge-

ber und Arbeitnehmer interessante Änderungen vorge-

sehen: 

Definition von Bar- und Sachlohn: Gesetzlich soll 

festgeschrieben werden, dass zweckgebundene Geld-

leistungen, nachträgliche Kostenerstattungen, Geldsur-

rogate und andere auf einen Geldbetrag lautende Vor-

teile keine Sachbezüge, sondern Geldleistungen sind. 

Auch Zukunftssicherungsleistungen sollen den Geld-

leistungen zugerechnet werden. Gutscheine sollen 

weiter Sachbezüge sein, wenn der Aussteller identisch 

ist mit dem Unternehmen, dessen Waren oder Dienst-

leistungen damit bezogen werden können. 

Hinweis: Durch die vorgesehene Neuregelung sollen 

das Gestaltungspotential der 44-€-Freigrenze und eine 

Ausweitung der Einkommensteuerpauschalierung bei 

Sachzuwendungen begrenzt werden. 

Anhebung der Verpflegungspauschalen: Die bei 

Auswärtstätigkeiten und doppelter Haushaltsführung 

geltenden Verpflegungspauschalen sollen von 24 € auf 

28 € und von 12 € auf 14 € angehoben werden. 

Neue Berufskraftfahrerpauschale: Für Arbeitnehmer, 

die ihre berufliche Tätigkeit vorwiegend auf Kfz ausü-

ben, soll typisierend eine gesetzliche Pauschale in Hö-

he von 8 € pro Kalendertag für die während einer 

mehrtägigen beruflichen Tätigkeit im Zusammenhang 

mit einer Übernachtung in dem Kfz entstehenden 

Mehraufwendungen festgelegt werden. Diese Pau-

schale soll anstelle der tatsächlich entstehenden 

Mehraufwendungen angesetzt werden. Auch weiterhin 

sollen aber höhere Ausgaben als die 8 € nachgewie-

sen und geltend gemacht werden können. 

Wohnungsüberlassung an Arbeitnehmer: Eine 

Lohnbesteuerung für eine dem Arbeitnehmer vom Ar-

beitgeber zu eigenen Wohnzwecken überlassene 

Wohnung soll unterbleiben, soweit das vom Arbeit-

nehmer gezahlte Entgelt mindestens zwei Drittel des 

ortsüblichen Mietwerts beträgt. Weitere Voraussetzung 

soll sein, dass der Mietwert nicht mehr als 20 € je qm 

ohne umlagefähige Betriebskosten beträgt. Auch vom 

Arbeitgeber angemietete Wohnungen, die dem Arbeit-
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nehmer überlassen werden, sollen bei Beachtung der 

vorstehenden Grenzen begünstigt sein. 

Steuerabzug bei wirtschaftlichem Arbeitgeber: 

Derzeit besteht in den Fällen einer grenzüberschrei-

tenden Arbeitnehmerüberlassung vor allem zwischen 

verbundenen Unternehmen eine Lohnsteuerabzugs-

verpflichtung des in Deutschland ansässigen und auf-

nehmenden Unternehmens nur dann, wenn es die 

Lohnkosten tatsächlich wirtschaftlich trägt. Künftig soll 

eine Lohnsteuerabzugsverpflichtung auch dann beste-

hen, wenn das ausländische verbundene Unterneh-

men (oft die Muttergesellschaft) auf einen finanziellen 

Ausgleichsanspruch gegenüber dem inländischen Un-

ternehmen verzichtet, obwohl unter Fremden ein Aus-

gleich üblich wäre. 

ELStAM für beschränkt Steuerpflichtige: Be-

schränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer ohne Wohnsitz 

bzw. gewöhnlichen Aufenthalt im Inland sollen in das 

ELStAM-Verfahren und in den betrieblichen Lohnsteu-

erjahresausgleich einbezogen werden. 

Bereits ab 2019 sollen die folgenden Änderungen grei-

fen: 

Neue Pauschalbesteuerung bei Jobtickets: Neu ist 

die Möglichkeit einer pauschalen Besteuerung mit 

25 % bei gleichzeitigem Verzicht auf die Minderung der 

als Werbungskosten abziehbaren Entfernungspau-

schale.  

Wohnen für Hilfe: Sachleistungen in Form von Woh-

nung bzw. Unterkunft und Verpflegung, zum Beispiel 

im Rahmen des Projekts „Wohnen für Hilfe“, sollen 

nicht besteuert werden, wenn weitere dem Wohn-

raumnehmer durch den Wohnraumgeber gewährte 

steuerpflichtige Bezüge den für Minijobs geltenden Be-

trag von derzeit 450 € im Kalendermonat nicht über-

steigen. 

Verlängerung der Vergünstigungen für Elek-

trofahrzeuge: Die Halbierung der Bemessungsgrund-

lage bei der Überlassung von Elektrofahrzeugen zur 

privaten Nutzung soll bis 2030 verlängert werden. Ent-

sprechendes soll für die Steuerfreistellung des geld-

werten Vorteils aus dem unentgeltlichen bzw. verbillig-

ten elektrischen Aufladen dieser Fahrzeuge gelten. 

DOPPELTE HAUSHALTSFÜHRUNG I 

Ausgaben für Einrichtungsgegenstände sind voll 
abziehbar 

Als Unterkunftskosten für eine doppelte Haushaltsfüh-

rung können im Inland die tatsächlichen Kosten für die 

Nutzung der Unterkunft angesetzt werden, höchstens 

1.000 € im Monat. 

In einem Streitfall vor dem Bundesfinanzhof (BFH) hat-

te ein Arbeitnehmer eine beruflich veranlasste doppelte 

Haushaltsführung begründet. Er machte die Miete, die 

Nebenkosten und die Anschaffungskosten für die Ein-

richtung als Werbungskosten geltend. Das Finanzamt 

erkannte die Aufwendungen nur in Höhe von 1.000 € je 

Monat an. Dem hat der BFH widersprochen.  

Nur die Kosten der Unterkunft seien laut Gesetz auf 

den Höchstabzugsbetrag von 1.000 € monatlich gede-

ckelt. Nicht von der Abzugsbeschränkung umfasst sei-

en Aufwendungen für Haushaltsartikel und Einrich-

tungsgegenstände. Die Nutzung der Einrichtungsge-

genstände sei nicht mit der Nutzung der Unterkunft als 

solcher gleichzusetzen. Solche Aufwendungen seien 

daher - soweit sie notwendig seien - ohne Begren-

zung der Höhe nach abzugsfähig bzw. vom Arbeitge-

ber steuerfrei ersetzbar. 

Hinweis: Die Grundsätze dieser Entscheidung sind auf 

doppelte Haushaltsführungen im Ausland, bei denen 

die Unterkunftskosten für eine Wohnung bis 60 qm 

zum ortsüblichen Mietzins als notwendig anerkannt 

werden, entsprechend anwendbar. 

DOPPELTE HAUSHALTSFÜHRUNG II 

Vorfälligkeitsentschädigung bei Verkauf der 
Zweitwohnung 

Zu den notwendigen Mehraufwendungen einer doppel-

ten Haushaltsführung zählen auch die tatsächlichen 

Kosten der Unterkunft am Beschäftigungsort. Dazu 

gehören der Mietzins sowie die Ausgaben für Heizung, 

Strom und Reinigung - also kalte und warme Betriebs-

kosten.  

Wohnt der Arbeitnehmer in einer eigenen Wohnung 

am Beschäftigungsort, kann er anstelle des Mietzinses 

Abschreibungen und Finanzierungskosten als Wer-

bungskosten geltend machen, soweit diese wirtschaft-

lich mit der doppelten Haushaltsführung zusammen-

hängen. 

Hierzu hat der Bundesfinanzhof klargestellt: Wird die 

Wohnung am Beschäftigungsort anlässlich der Been-

digung einer aus beruflichem Anlass begründeten 

doppelten Haushaltsführung verkauft, ist eine dabei 

anfallende Vorfälligkeitsentschädigung nicht als Wer-

bungskosten abziehbar. Zwar stelle sich der Verkauf 

der zu „beruflichen Zwecken“ genutzten Wohnung als 

das auslösende Moment für die Zahlung der Vorfällig-

keitsentschädigung dar. Letztlich handle es sich aber 

um das Ergebnis der auf eine vorzeitige Kreditablö-

sung gerichteten Änderung des ursprünglichen Darle-

hensvertrags. Diese sei daher nicht den Werbungskos-

ten aus nichtselbständiger Arbeit, sondern dem - vor-

liegend nichtsteuerbaren - Veräußerungsgeschäft zu-

zuordnen. 
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GELDWECHSELGESCHÄFT 

Werbungskostenabzug bei Schaden durch Falsch-

geld? 

Das Finanzgericht Hessen (FG) hat sich mit einem 

nicht ganz alltäglichen Fall befasst: Ein Arbeitnehmer 

erhielt für die Vermittlung von Maschinenverkäufen von 

seinem Arbeitgeber Provisionen. Er fiel auf einen 

Kaufinteressenten herein, der behauptete, eine inter-

nationale Investorengruppe zu vertreten. Diese verlan-

ge als Vorbedingung für den Kauf von Maschinen die 

Durchführung eines Geldwechselgeschäfts mit 500-€-

Scheinen. Grund hierfür sei, dass sie sich wegen des 

gerüchteweise insbesondere in Italien bevorstehenden 

Einzugs solcher Banknoten ihres Bestands an 500-€-

Noten entledigen wolle. Die Verkaufsverhandlungen 

mündeten schließlich in einen vom Vorgesetzten des 

Arbeitnehmers unterschriebenen Vorvertrag. Danach 

traf sich der Arbeitnehmer ohne Wissen seines Vorge-

setzten mit dem Interessenten im europäischen Aus-

land in einem Hotel. Dort übergab er diesem 250.000 € 

in 200-€-Banknoten und erhielt im Gegenzug ebenfalls 

250.000 €, allerdings in 500-€-Banknoten. 

Das vom Arbeitnehmer mitgeführte Geld stammte aus 

dessen privatem Bereich. Zunächst stellte er die 

Echtheit des erhaltenen Geldes direkt im Zuge der 

Übergabe im Hotel mithilfe eines Geräts fest. Später 

erkannte er jedoch, dass das erhaltene Geld nach der 

Übergabe noch im Hotel und von ihm unbemerkt ge-

gen offensichtliches Falschgeld ausgewechselt worden 

war. 

Das FG hat den Verlust aus dem Geldwechselgeschäft 

als Werbungskosten anerkannt. So erhalte der Ar-

beitnehmer ausweislich des Arbeitsvertrags Verkaufs-

provisionen für den Abschluss von Verkäufen über die 

von seinem Arbeitgeber angebotenen Maschinen. 

Wenn der Verkauf an die angebliche Investorengruppe 

zustande gekommen wäre, hätte der Arbeitnehmer von 

seinem Arbeitgeber eine entsprechende Provision er-

halten. Der Interessent habe den Abschluss des Kauf-

vertrags zudem von dem Geldwechselgeschäft abhän-

gig gemacht. Der Arbeitnehmer habe damit das Geld in 

der Erwartung gewechselt, Arbeitslohn in Form einer 

Provision zu erlangen. 

Dass das Geldwechselgeschäft dem Kaufvertrag vor-

geschaltet war, hielt das FG für unerheblich - ebenso 

eine etwaige Fahrlässigkeit des Arbeitnehmers und 

den fehlenden wirtschaftlichen Sinn des Wechselge-

schäfts. 

GENUSSRECHTE 

Abgrenzung zwischen Arbeitslohn und Kapitalein-
künften 

Genussrechtserträge, die ein Arbeitnehmer von sei-

nem Arbeitgeber erhält, können Kapital- oder Lohnein-

künfte sein. Kapitaleinkünfte können nach Ansicht des 

Finanzgerichts Münster (FG) auch dann vorliegen, 

wenn 

 die Genussrechte nur den leitenden Mitarbeitern 

angeboten werden, 

 die leitenden Mitarbeiter aber das Genussrechtska-

pital aus ihrem eigenen Vermögen erbringen,  

 sie ein effektives Verlustrisiko tragen und 

 die Erträge aus dem Genussrechtskapital auch im 

Krankheitsfall oder während der Elternzeit gewährt 

werden. 

Eine Veranlassung durch das Arbeitsverhältnis 

lässt sich laut FG gegebenenfalls aus einem fehlenden 

Verlustrisiko und/oder einer fremd- bzw. marktunübli-

chen, überhöhten Rendite ableiten. Dem FG erschien 

eine Maximalrendite von 18 % für nichtbesichertes Ka-

pital noch nicht unangemessen oder fremdunüblich. 

Hinweis: Das Finanzamt hat die Sichtweise des FG im 

Streitfall akzeptiert und die Entscheidung rechtskräftig 

werden lassen. 

TRANSFERKURZARBEITERGELD 

Keine Steuersatzermäßigung für Aufstockungsbe-
träge 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat sich mit einem Fall be-

fasst, in dem ein Arbeitnehmer wegen der Stilllegung 

eines Werks zu einer Transfergesellschaft gewechselt 

war. Sein bisheriger Arbeitgeber zahlte ihm für die ein-

vernehmliche Aufhebung des langjährigen Beschäfti-

gungsverhältnisses eine Abfindung. Gleichzeitig 

schloss der Arbeitnehmer mit der Transfergesellschaft 

ein befristetes Arbeitsverhältnis mit weiteren Qualifizie-

rungsmöglichkeiten, um seine Arbeitsmarktchancen zu 

verbessern. Die Transfergesellschaft zahlte dem Ar-

beitnehmer einen Zuschuss zum steuerfreien Trans-

ferkurzarbeitergeld. 

Der BFH hat diesen Zuschuss als laufenden, der nor-

malen Tarifbelastung unterliegenden Arbeitslohn be-

urteilt. Das Gericht lehnte eine tarifermäßigte Besteue-

rung nach der „Fünftelregelung“ ausdrücklich ab, weil 

es sich nicht um eine Entschädigung für den Verlust 

des früheren Arbeitsplatzes gehandelt habe. 
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BETRIEBLICHE ALTERSVERSORGUNG 

Hinterbliebenenversorgung ist nicht immer bei-
tragspflichtig 

In einem vom Bundessozialgericht (BSG) entschiede-

nen Streitfall war die 1978 geborene Klägerin sozial-

versicherungsrechtlich pflichtversichert. Nach dem Tod 

ihres Vaters wurde ihr im April 2013 eine Kapitalleis-

tung aus einer Direktversicherung ausgezahlt. Die Di-

rektversicherung hatte der ehemalige Arbeitgeber des 

Vaters 1989 im Rahmen der betrieblichen Altersver-

sorgung abgeschlossen. Nach seinem Eintritt in den 

Ruhestand führte der Vater die Direktversicherung ab 

Mai 2009 im eigenen Namen fort. Das Bezugsrecht im 

Todesfall lautete auf die Tochter. Sie war auch Allein-

erbin. Von der an die Tochter ausgezahlten Kapitalleis-

tung entfielen 82.548 € auf die bis einschließlich April 

2009 erworbene betriebliche Altersversorgung. 

Laut BSG sind Einnahmen aus einer vom früheren Ar-

beitnehmer begründeten betrieblichen Altersversor-

gung in Form der Direktversicherung nicht beitrags-

pflichtig. Sie seien keine der gesetzlichen Rente ver-

gleichbaren Versorgungsbezüge in der Kranken- und 

Pflegeversicherung. Das gelte jedenfalls dann, wenn 

sie nach dem Tod des Arbeitnehmers an ein im Todes-

fall bezugsberechtigtes Kind ausgezahlt würden, das 

zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls bereits das 

27. Lebensjahr vollendet habe. Für einen auf Hinter-

bliebenenversorgung gerichteten Versorgungszweck 

genüge es nicht, dass  

 dem früheren Arbeitnehmer in dem von seinem Ar-

beitgeber abgeschlossenen Direktversicherungs-

vertrag vertraglich auch Leistungen der Hinterblie-

benenversorgung zugesagt worden seien und  

 der Empfänger der Leistung über ein eigenes Be-

zugsrecht im Todesfall verfüge. 

Vielmehr müsse die Leistung unter anderem „zur Hin-

terbliebenenversorgung erzielt“ worden sein. Sei die 

Hinterbliebene ein Kind, sei eine Leistung der betriebli-

chen Altersversorgung bei typisierender Betrachtung je-

denfalls dann nicht mehr zur Hinterbliebenenversor-

gung erzielt, wenn es zum Zeitpunkt des Versiche-

rungsfalls die im Sozialgesetzbuch VI vorgesehene 

Höchstaltersgrenze von 27 Jahren überschritten habe. 

STEUERTIPP 

Sind Ausgaben für ein Sky-Bundesliga-Abo Wer-

bungskosten? 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat sich mit dem haupt-

amtlichen Torwarttrainer eines Lizenzfußballvereins 

befasst, der beim Pay-TV-Sender „Sky“ ein Abonne-

ment abgeschlossen hatte. Das Abo setzte sich aus 

den Paketen „Fußball Bundesliga“, „Sport“ und „Sky 

Welt“ zusammen. Den Aufwand für das Paket „Bun-

desliga“ machte der Trainer als Werbungskosten gel-

tend. Finanzamt und Finanzgericht (FG) lehnten den 

Werbungskostenabzug ab. 

Der BFH hat diese Entscheidung aufgehoben und die 

Sache an das FG zurückverwiesen. Er hält bei einem 

(Torwart-)Trainer eines Lizenzfußballvereins eine weit-

aus überwiegende berufliche Nutzung des Pakets 

„Bundesliga“ nicht für ausgeschlossen. Das FG muss 

nun - etwa durch die Vernehmung von Trainerkollegen 

und Spielern - feststellen, wie der Trainer das Sky-

Bundesliga-Abonnement tatsächlich verwendet hat. 

Hinweis: Man darf gespannt sein, wie die Sache im 

zweiten Durchgang ausgeht. Vor übertriebenen Hoff-

nungen sei indes gewarnt. Im Bereich des Profisports 

mag die Glaubhaftmachung der zumindest teilweise 

beruflichen Veranlassung der Kosten noch gelingen. 

Im Bereich des Amateursports dürfte die Abgrenzung 

zwischen beruflich und privat motivierter Veranlassung 

der Ausgaben hingegen schwerfallen. Hier gehen ver-

bleibende Zweifel zu Lasten des Steuerpflichtigen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr Team der AWI TREUHAND 


